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Sehr geehrter Herr Semsrott, 

HAUSANSCHRIFT 

All-Moabit 140 
10557 Berlin 

POSTANSCHRIFT 

11014 Berlin 

TEL +49 30 18 681-11519 
FAX +49 30 18 681-55038 

IFG@bmi.bund.de 
www.bmi.bund .de 

mit E-Mail vom 21. April 2018 bitten Sie auf Grundlage des Informationsfreiheitsge

setzes (IFG) um Übersendung sämtlicher Aufzeichnungen und Kommunikation, die 

zum Erlass des Stopps der Auszahlung des Preisgeldes an das "Bündnis Neukölln" 

durch das Bündnis für Demokratie und Toleranz geführt hat. Sie berufen sich dabei 

auf die Berichterstattung im Tagesspiegel vom 14. März 2018. 

Mit Ihrem Antrag haben Sie darum gebeten, über eventuell zu erhebende Gebühren 

vorab informiert zu werden. 

Nach § 10 Informationsfreiheitsgesetz werden für individuell zu rechenbare öffentliche 

Leistungen nach dem IFG Gebühren nach Maßgabe der Verordnung über die Ge

bühren und Auslagen nach dem Informationsfreiheitsgesetz (lnformationsgebühren

verordnung- IFGGebV) vom 02.01.2006 erhoben. Grundsätzlich gebührenfrei ist die 

Erteilung einfacher Auskünfte bzw. die Ablehnung eines Antrages. Für Anfragen, de

ren Bearbeitung länger als 30 Minuten dauert, können je nach Arbeitsaufwand Ge

bühren zwischen 15,- Euro und 500,- Euro erhoben werden. Die tatsächliche Höhe 

der Gebühr errechnet sich aus dem für die Bearbeitung notwendigen Personal-, 

Sach- und Zeitaufwand. ln welcher Höhe Gebühren im vorliegenden Fall tatsächlich 
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anfallen werden, vermag ich noch nicht abschließend festzustellen, da ich den Ver

waltungsaufwand erst im Rahmen der Bearbeitung Ihres Antrags feststellen kann. 

Derzeit wird mit Gebühren von ca. 150 € gerechnet. 

Ich bitte um l�r Verständnis dafür, dass ich nach § 10 IFG gehalten bin, Gebühren zu 

erheben und um Mitteilung, ob  Sie Ihren Antrag unter diesen  Umständen aufrecht

erhalten. Bitte haben sie Verständnis dafür, dass ich bis zu Ihrer Rückmeldung die 

Bearbeitung Ihres Antrages aussetzen werde. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 
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